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LESEFASSUNG 

 

S a t z u n g  
des Amtes Landhagen 

über die Erhebung von Verwaltungsgebühren 
 

vom 4. Oktober 2012, zuletzt geändert durch Satzung vom 15. März 2022 

 

 

Die Zusammenfassung beinhaltet die: 

 

- Verwaltungsgebührensatzung vom 4. Oktober 2012 

 Beschluss vom 27.09.2012 

 

- 1. Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensatzung vom 16. April 2015 

 Beschluss vom 16. April 2015 

 (veröffentlicht im Mitteilungsblatt des Amtes Landhagen 07/2015 S. 3) 

 

- 2. Satzung zur Änderung der Satzung des Amtes Landhagen über die Erhebung 

von Verwaltungsgebühren vom 15. März 2022 

 Beschluss vom 10. März 2022 

 (veröffentlicht im Internet unter www.landhagen.de (Button „Bekanntmachungen 

 und Ortsrecht“) am 16. März 2022) 

 

 

Die Lesefassung entfaltet keinen rechtsverbindlichen Charakter. 

 

 

§ 1 

Allgemeines 

 

(1) Für nachfolgende Verwaltungstätigkeiten im eigenen Wirkungskreis des Amtes werden 

nach Maßgabe dieser Satzung Gebühren und Auslagen erhoben. 

 

(2) Wenn ein auf Vornahme einer kostenpflichtigen Verwaltungstätigkeit gerichteter Antrag 

abgelehnt oder nach Aufnahme der Verwaltungstätigkeit vor der Entscheidung 

zurückgenommen wird, werden auch Gebühren erhoben. 

 

(3) Die Erhebung von Gebühren auf Grund anderer Rechtsvorschriften bleibt davon unberührt. 

 

§ 2 

Sachliche Gebührenfreiheit 

 

Verwaltungsgebühren werden nicht erhoben für: 

 

1. mündliche Auskünfte; 

 

2. schriftliche Auskünfte, die nach Art und Umfang und unter Berücksichtigung ihres 

sonstigen Nutzens für den Anfragenden eine Gegenleistung nicht erfordern; 
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3. Leistungen, die im öffentlichen Interesse erfolgen und Leistungen, deren gebührenfreie 

Vornahme gesetzlich vorgeschrieben ist; 

 

4. Amtshandlungen, die sich aus einem bestehenden oder früheren Dienst- oder Arbeits-

verhältnis von Bediensteten im öffentlichen Dienst oder aus einem bestehenden oder 

früheren öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis ergeben; 

 

 

5. Amtshandlungen, die sich aus einer bestehenden oder früheren gesetzlichen Dienstpflicht 

oder einer Tätigkeit ergeben, die anstelle der gesetzlichen Dienstpflicht geleistet werden 

kann; 

 

6. Kostenentscheidungen. 

 

 

§ 3 

Persönliche Gebührenfreiheit 

 

(1) Von Verwaltungsgebühren sind befreit: 

 

1. die Bundesrepublik Deutschland und die bundesmittelbaren juristischen Personen des 

öffentlichen Rechts, deren Ausgaben ganz oder teilweise auf Grund gesetzlicher 

Verpflichtungen aus dem Haushalt des Bundes getragen werden; 

 

2. das Land und die anderen Bundesländer, soweit Gegenseitigkeit gewährleistet ist; 

 

 

3. die Gemeinden, Ämter und Landkreise, sofern die Amtshandlung nicht ihre 

wirtschaftlichen Unternehmen betrifft; 

 

4. die Sozialversicherungsträger, die der Aufsicht des Landes unterstehen; 

 

 

5. Körperschaften, Vereinigungen und Stiftungen, die gemeinnützigen oder mildtätigen 

Zwecken im Sinne des Steuerrechts dienen, soweit die Angelegenheit nicht einen 

steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb betrifft; 

 

6. Kirchen, sonstige Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsvereinigungen, die 

die Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben. 

 

(2) Die Gebührenfreiheit besteht nicht, soweit die in Absatz 1 genannten berechtigt sind, die 

Verwaltungsgebühren Dritten aufzuerlegen. 

 

 

§ 4 

Höhe der Gebühren 
 

 

(1) Die Höhe der Gebühren richtet sich nach den Anlagen 1-3, die Bestandteil der Satzung sind. 
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Soweit sich die Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes richtet, ist der Wert zur Zeit der 

Beendigung der Amtshandlung maßgebend. Für die Berechnung der Gebühr werden 

Centbeträge auf volle Euro abgerundet bzw. aufgerundet.  

 

(2) Soweit für den Ansatz der Gebühr ein Spielraum gelassen wird, ist die Höhe der Gebühr 

unter Berücksichtigung der Bedeutung des wirtschaftlichen Wertes und des sonstigen 

Nutzens für den Gebührenpflichtigen und des Umfanges, der Schwierigkeit und des 

Zeitaufwandes für die Amtshandlung festzusetzen. 

 

(3) Die Gebührentabelle unterliegt der Angleichung bei steigenden Kosten. 

 

 

 

§ 5 

Gebühr bei Ablehnung oder Zurücknahme von Anträgen 

 

(1) Wird ein Antrag ausschließlich wegen Unzuständigkeit der Behörde abgelehnt, wird keine 

Verwaltungsgebühr erhoben. Dasselbe gilt bei Rücknahme eines Antrages, wenn mit der 

sachlichen Bearbeitung noch nicht begonnen ist. 

 

(2) Die vorgesehene Verwaltungsgebühr ermäßigt sich um ein Viertel, wenn 

 

1. ein Antrag zurückgenommen wird, nachdem mit der sachlichen Bearbeitung begonnen, 

die Amtshandlungen aber noch nicht beendet ist. Es kann Gebührenfreiheit gewährt 

werden, wenn der Antrag aus entschuldbarer Unkenntnis der Verhältnisse gestellt 

wurde, 

 

2. ein Antrag aus anderen Gründen als wegen Unzuständigkeit abgelehnt wird oder 

 

 

3. eine Amtshandlung zurückgenommen oder widerrufen wird. Aus Gründen der Billig-

keit kann die Verwaltungsgebühr bis auf ein Viertel ermäßigt oder von ihrer Erhebung 

abgesehen werden.  

 

 

§ 6 

Gebührenpflichtiger 

 

 

 

Zur Zahlung der Gebühr und zur Erstattung von Auslagen ist derjenige verpflichtet, der die 

Leistung beantragt oder veranlasst hat oder der die Kosten durch eine ausdrückliche Erklärung 

übernommen hat. 

Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.  

 

 

 

§ 7 

Entstehung der Gebühren 

Erstattungspflicht und Fälligkeit 
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(1) Die Gebührenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, mit dessen Eingang, im 

Übrigen mit der Beendigung der gebührenpflichtigen Amtshandlung. 

 

(2) Die Gebühr und die Auslagenerstattung werden fällig, wenn die Leistung unbeschadet des 

§ 5 vollendet ist und wenn die Entscheidung, Genehmigung pp. ausgehängt wird. 

 

(3) Der Gebührenpflichtige soll möglichst vor der Leistung auf die Gebührenpflicht 

hingewiesen werden. 

 

 

 

 

 

§ 8 

Inkrafttreten 

 

 

Die Verwaltungsgebührensatzung und ihre Änderungsatzungen sind in Kraft getreten am 

 

-  Verwaltungsgebührensatzung vom 4. Oktober 2012 am:  15.11.2012 

 

-  1. Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensatzung  

   vom 16. April 2015 am:  16.07.2015 
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Anlage 1        zur Verwaltungsgebührensatzung des Amtes Landhagen 

 

Gebührentabelle 
 

 Gebühren in Euro 

1. Beglaubigungen, Bescheinigungen und Zeugnisse, soweit nachstehend 

nicht besonders aufgeführt 

 

3,00 € 

      Für Leistungen, die mit größerem Arbeitsaufwand verbunden sind, 

      erhöht sich die Gebühr auf 

 

6,00 € 

2. Abschriften und Auszüge aus Urkunden und Akten je angefangene 

DIN A – Seite 

 

2,50 € 

      Für Schriftstücke in tabellarischer Form, Verzeichnisse, Listen, 

      Rechnungen, Zeichnungen und dgl. wird die Gebühr nach dem  

      Zeitaufwand erhoben, der bei durchschnittlicher Arbeitsleitung zur 

      Herstellung benötigt wird, die Gebühr beträgt für jede angefangene 

      habe Stunde 

4,50 € 

 

3. Kopien A4 

Kopien A4 farbig 

Kopien A3 

Kopien A3 farbig 

 

0,30 € 

0,50 € 

0,50 € 

1,00 € 

 

4.   Für schriftliche Auskünfte, soweit sie in der Gebührentabelle nicht 

besonders aufgeführt sind, wird die Gebühr nach dem Zeitaufwand 

erhoben; sie beträgt für jede angefangene halbe Stunde 

 

4,50 € 

 

5.  Druckstücke von Ortssatzungen, Plänen, Hausordnungen, Vordrucken 

     usw. je nach den Kosten der Herstellung und Vervielfältigung 

 

1,50 – 4,00 € 

 

6. Wohnberechtigungsschein 

 

5,00 € 

 

7. Zweitausfertigung eines Vertrages oder einer anderen schriftlichen 

 

2,50 € 

     Erklärung je angefangene Seite 

 

8. Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausnahmebewilligungen und 

    Bescheinigungen, soweit nicht eine andere Gebühr oder Gebühren- 

    freiheit vorgeschrieben ist 

 

9. Erteilung eines ablehnenden Widerspruchbescheides. 

    Berechnung nach der Gebühr, die für die angefochtene Entscheidung 

    festgesetzt worden ist bis ½  der Gebühr, mindestens 

    (Beachte § 5 Abs. 3 KAG M-V) 

    

10. Zweitausfertigung eines Ausweises, soweit nicht nach dem  

      Ausführungsgesetz zum Bundesgesetz über Personalausweise, 

 

 

15,00 € 

 

 

 

4,50 € 

 

 

 

 

                     2,50 € 
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      nach der Gebührenverordnung zum Ausländergesetz oder nach 

      anderen speziellen Bestimmungen Gebühren zu erheben sind 

 

11. Ausstellung von Ersatzlohnsteuerkarten 

 

12. Ersatz  für verlorene oder unbrauchbar gewordene Hundesteuermarke 

 

 

13. Abschriften und Auszüge von Verdingungsunterlagen je nach  

      Kosten der Herstellung 

 

 

14. Ausstellung von Bescheinigungen für Kreditanstalten zu Beleihungs- 

      zwecken: 

a) bei zwei- und mehrgeschossigen Mietshäusern 

b) für Zweifamilienhäuser 

c) für Einfamilienhäuser 

      Wenn örtliche Grenzfeststellungen ausgeführt werden müssen, sind 

      dafür Gebühren in der Höhe zu entrichten, wie sie in der Landesver- 

      ordnung über Verwaltungsgebühren des Vermessungs- und Kataster- 

      behörden festgesetzt sind. 

 

 

15. Erteilung von Vorrangseinräumungen,  

      Freigabeerklärungen und sonstigen Erklärungen für das Grundbuch 

       

      für Zweitausfertigungen vorstehender Erklärungen 

 

16. Genehmigungen zur Sondernutzung von öffentlichen Verkehrs- 

      flächen 

 

16.1 Aufgrabegenehmigungen 

 

17. Erteilung eines Vorkaufrechtes (Negativtest) 

 

18. Neuzuteilung einer Hausnummer 

 

19. Löschungsbewilligungen von Vorkaufsrechten und  

      Rückauflassungsvormerkungen für die Gemeinden 

 

20. Auskunft aus der Gewerbekartei, jede Auskunft 

 

21. Zulassung einer Ausnahme oder Befreiung nach § 31 Abs. 1 u.2 oder 

      § 34 Abs. 2 Halbsatz 2 BauGB 

 

22. Digitales Foto für das Pass- und Ausweiswesen 

 

23. Digitales Foto incl. Ausdruck für das Pass- und Ausweiswesen 

 

 

 

5,00 € 

 

2,00 € 

 

 

1,50 – 25,00 € 

 

 

 

 

 

6,50 € 

3,50 € 

2,50 € 

 

 

 

 

 

 

10,00 € 

 

 

5,00 € 

 

4,00 – 31,00 € 

 

 

28,50 € 

 

55,00 € 

 

                   20,00 € 

 

20,00 € 

 

 

7,00 € 

 

25,00 – 150,00 € 

 

 

7,00 € 

 

9,00 € 

 

24. Zustimmung des Wegebaulastträgers nach § 127 Absatz 1 TKG 

 

 

28,50 – 173,00 € 
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25. Mitteilung der Gemeinde nach § 62 Absatz 3 Satz 3 LBauO M-V 

      auf gesondertem Antrag des Bauherrn 

 

58,00 € 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
lfd. Nr.  

 
Gebühren 

1. Sonntagsfreigabe 

 

90,00 € 

2. Androhung Zwangsmittel 

 

30,00 € 

3. Festsetzung Zwangsmittel 

 

25,00 € 

4. erweiterte Gewerberegisterauskunft gemäß § 14 Abs. 8 

GewO 

 

15,00 € 

 

5. Verhinderung der Fortsetzung eines Betriebes gemäß § 

15 Abs. 2 GewO 

 

105,00 € 

 

6. Erlaubniserteilung von Veranstaltungen von 

Schaustellungen von Personen gemäß § 33 a Abs. 1 Satz 

1 GewO 

 

425,00 € 

 

7. Erlaubniserteilung zur Aufstellung von Spielgeräten mit 

Gewinnmöglichkeiten gemäß § 33 c Abs. 1 Satz 1 GewO 

 

350,00 € 

 

8. 

 

 

8.1 

 

 

8.2 

Bestätigung über die Geeignetheit eines 

Aufstellungsortes: 

 

für Betriebe im S. § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 3 SpielV 

(Gastronomie)gemäß § 33 c Abs. 3 Satz 1 GewO 

 

für Betriebe im S. § 1 Abs. 1 Nr. 2 SpielV (Spielhallen) 

gemäß § 33 c Abs. 3 Satz 1 GewO 

 

 

 

 

60,00 € 

 

 

60,00 € 

 

9. Erlaubniserteilung für die Veranstaltungen anderer 

Spiele mit Gewinnmöglichkeiten gemäß § 33 d Abs. 1 

Satz 1 GewO 

370,00 € 

 

   

 

 

 Anlage 2       zur Verwaltungsgebührensatzung des Amtes Landhagen 

  

                                   Übersicht der ermessensfähigen Gebühren des Ordnungsamtes 
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10. Rücknahme und Widerruf der Erlaubnis für die 

Veranstaltung anderer Spiele mit Gewinnmöglichkeiten 

gemäß § 33 d Abs. 4 und 5 GewO 

 

60,00 € 

 

11. Erlaubniserteilung zum Betrieb von Spielhallen und 

ähnlichen Unternehmen gemäß § 33 i Abs. 1 Satz 1 

GewO 

 

700,00 € 

 

12. Erlaubnis zum Betrieb des Pfandleiher- oder 

Pfandvermittlergeschäftes gemäß § 34 Abs. 1 Satz 1 

GewO 

550,00€ 

 

 

13. 

 

Erlaubniserteilung zum Betrieb des 

Bewachungsgewerbes gemäß § 34 a Abs. 1 Satz 1 GewO 

 

600,00 € 

 

 

14. 

 

 

14.1 

 

Erlaubniserteilung zum Betrieb eines 

Versteigerergewerbes gemäß § 34 b Abs. 1 Satz 1 GewO 

 

Untersagung, Aufhebung und Unterbrechung der 

Versteigerung gemäß § 9 VerstV 

 

 

350,00 € 

 

 

120,00 € 

 

15. Erlaubniserteilung zur Tätigkeit als Makler, Bauträger, 

Baubetreuer gemäß § 34 c Abs. 1 Satz 1 GewO 

 

350,00 € 

 

16. Untersagung der Gewerbeausübung wegen 

Unzuverlässigkeit gemäß § 35 Abs. 1 Satz 1 GewO 

 

179,00 € 

 

17. Gestattung der Fortführung des Gewerbes durch den 

Stellvertreter gemäß § 35 Abs. 2 GewO 

 

100,00 € 

 

18. Wiedergestattung eines Gewerbes gemäß § 35 Abs. 6 

Satz 1 GewO 

 

150,00 € 

 

19. Fortführung eines Gewerbes nach dem Tod des 

Gewerbetreibenden ohne nach § 45 GewO befähigten 

Stellvertreters gemäß § 46 Abs. 3 GewO 

 

26,00 € 

 

20. 

 

 

 

 

20.1 

Erlaubniserteilung zur Ausübung des Reisegewerbes 

(Reisegewerbekarte) gemäß § 55 Abs.2 GewO 

- unbefristet 

- befristet auf max. 3 Jahre 

 

Nachträgliche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von 

Auflagen gemäß § 55 Abs. 3 GewO 

 

Verlängerung einer Reisegewerbekarte 

- von befristet auf unbefristet 

- befristet auf max. 3 Jahre 

 

 

 

255,00 € 

51,00 € 

 

70,00 € 

 

 

 

205,00 € 

51,00 € 

21. Erlaubnis für reisegewerbekartenfreie Tätigkeit aus 

besonderen Anlass gemäß § 55 a Abs. 1 GewO 

 

50,00 € 

 

22. Erlaubnis für reisegewerbekartenfreie Tätigkeit aus 

besonderen Anlass gemäß § 55 a Abs. 2 GewO 

 

 

50,00 € 
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23. Ausstellung einer Gewerbelegitimationskarte gemäß § 

55 Abs.2 GewO 

 

50,00 € 

 

24. Zulassung einer Ausnahme von dem Verbot der 

Ausübung des Reisegewerbes an Sonn- und Feiertagen 

gemäß § 55 e Abs. 2 Satz 1 GewO 

 

51,00 € 

 

25. Untersagung des Wanderlagers gemäß § 56 Abs. 2 

GewO 

 

150,00 € 

 

26. Untersagung reisegewerbekartenfreier Tätigkeiten 

gemäß § 59 Satz 1 GewO 

 

250,00 € 

 

27. Erlaubniserteilung zur Veranstaltung eines anderen 

Spiels im S. des § 33 d Abs. 1 Satz 1 GewO gemäß § 60 

a Abs. 2 Satz 2 GewO 

70,00 € 

 

 

 

28. 

 

 

Erlaubniserteilung zum Betrieben einer Spielhalle oder 

eines ähnlichen Unternehmens im Reisegewerbe gemäß 

§ 60 a Abs. 2 GewO 

 

 

 

70,00 € 

 

29. Verhinderung der Ausübung eines Reisegewerbes gemäß 

§ 60 d GewO 

 

80,00 € 

 

30. 

 

 

30.1 

 

 

30.2 

 

 

30.3 

 

 

30.4 

Festsetzung einer Veranstaltung (Messen, Ausstellungen, 

Märkte) gemäß § 69 a Abs. 2 GewO 

 

Nachträgliche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von 

Auflagen gemäß § 69 a Abs. 2 GewO 

 

Rücknahme und Widerruf einer Festsetzung gemäß § 69 

b Abs. 2 GewO 

 

Änderung und Aufhebung einer Festsetzung gemäß § 69 

b Abs. 3 GewO 

 

Untersagung der Teilnahme an einer Veranstaltung 

gemäß § 70 a GewO 

 

700,00 € 

 

 

77,00 € 

 

 

200,00 € 

 

 

100,00 € 

 

 

200,00 € 

 

31. 

 

 

31.1 

 

 

 

31.2 

 

31.3 

 

31.4 

 

 

31.5 

 

Erlaubnis zum Betrieb eines Gaststättengewerbes gemäß  

§ 2 Abs. 1 GastG 

 

Änderung der Betriebsart oder der Räume gemäß § 3  

Abs. 1 GastG 

 

 

Erteilung von Auflagen gemäß § 5 Abs. 1 GastG 

 

Erlass von Anordnungen gemäß § 5 Abs. 2 GastG 

 

Erlaubnis zum Betrieb eines Gaststättengewerbes durch 

einen Stellvertreter gemäß § 9 Satz 1 GastG 

 

Erteilung einer vorläufigen Erlaubnis gemäß § 11 Abs. 1 

Satz 1 GastG 

700,00 € 

 

 

51,00 €  

(zzgl. Aufwand je angef. Std. 

48,00 €, maximal 928,00 €) 

 

70,00 € 

 

70,00 € 

 

500,00 € 

 

 

150,00 € 
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31.6 

 

 

31.7 

 

 

31.8 

 

 

31.9 

 

Fristverlängerungen gemäß § 8 Satz 2, § 9 Satz 2, § 11  

Abs. 1 Satz 2, § 24 Abs. 1 GastG 

 

Nachträgliche Auflagen bei Gestattung gemäß § 12 Abs. 

3 GastG 

 

Rücknahme oder Widerruf der Erlaubnis gemäß § 15 

Abs. 1 bis 4 GastG 

 

Untersagung der Beschäftigung unzuverlässiger 

Personen gemäß § 21 Abs. 1 GastG 

 

50,00 € 

 

 

30,00 € 

 

 

400,00 € 

 

 

120,00 € 

 

  

 

 

 

 

 

 
 Anlage 3        zur Verwaltungsgebührensatzung des Amtes Landhagen 

 

        Gebührenrichtlinie zur öffentlich-rechtlichen Namensänderung 

 

Rechtsgrundlage für die Gebührenerhebung im Namensänderungsverfahren ist § 3Abs. 1 der 

Ersten Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Änderung von Familiennamen 

und Vornamen -1.DVNamÄndsG – vom 07.01.1938(RGBl.12/BGBl. III 401-1-1) in 

Verbindung mit Artikel 15 des Gesetzes zur Umstellung von Vorschriften des Dienst-, 

allgemeinen Verwaltungs-, Sicherheits-, Ausländer- und Staatsangehörigkeitsrechts auf Euro 

(Sechstes Euro-Einführungsgesetz) vom 03.01.2001 (BGBL. II 202-4) 

 

Danach ist für die Familiennamensänderung eine Gebühr zwischen 2,50 € und 1022,00 € zu 

erheben, die Gebühr für die Vornamensänderung beträgt zwischen 2,50 € und 255,00 €. Die 

Gebühren sind nach pflichtgemäßem Ermessen festzusetzen, dass durch § 9 Abs. 1 des 

Verwaltungskostengesetzes – VwKostG- vom 23.06.1970 /BGBL. II 202-4), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I §. 3341), näher bestimmt wird. 

 

Danach sind bei der Festsetzung der Gebühr im Einzelfall zu berücksichtigen: 

 

 der mit der Amtshandlung verbundene Verwaltungsaufwand und 

 

 die Bedeutung, der wirtschaftliche Wert oder der sonstige Nutzen der Amtshandlung 

für den Gebührenschuldner sowie auf Antrag dessen wirtschaftliche Verhältnisse. 

 

Die Gebühr ist für jeden Gebührenschuldner gesondert zu errechnen. Gebührenschuldner ist 

jede Person, welche eine Namensänderung beantragt oder dieser beitritt. Der 

Verwaltungsaufwand ist im Einzelfall durch Schätzung zu ermitteln. 

 

Danach sind die Gebühren im Namensänderungsverfahren unter Heranziehung folgender 

Orientierungshilfen zu ermitteln. 
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1.  Aufwandsermittlung 

      

1.1. Geringer Verwaltungsaufwand 

   

  Familiennamen     250,00 € 

  Vornamen      100,00 € 

  

1.1.1 eindeutig klare Sach- und Rechtslage 

1.1.2 in der allgemeinenVerwaltungsvorschrift zum Gesetz über die Änderung von  

Familiennamen und Vornamen (NamÄndVwV) erfasster wichtiger Grund zur 

Namensänderung 

1.1.3 keine unmittelbaren oder mittelbaren Verfahrensbeteiligten 

1.1.4 keine Erstreckung der Namensänderung auf andere Personen und 

1.1.5 nur Mindestbeteiligung anderer Behörden ( Schuldnerverzeichnis, 

Polizeibehörde, Bundeszentralregister) 

 

 

 

 

1.2. Mittlerer Verwaltungsaufwand 

    

      Familienname      500,00 € 

  Vorname      175,00 € 

 

1.2.1 klärungsbedüftige oder schwierige Sach- und Rechtslage ( z.B. in der  

  NamÄndVwV nicht erfasste Sonderfälle, Doppelstaater, Abwägung  

  verschiedener Interessen, familienrechtliche Vorfragen etc) oder 

 

1.2.2. Vorhandensein von unmittelbaren oder mittelbaren Verfahrensbeteiligten oder 

 

1.2.3. Erstreckung auf andere Familienmitglieder( Ehenamenänderung) 

 

1.2.4. zusätzliche Beteiligung anderer Behörden (z.B. Jugendamt, 

Vormundschaftsgericht, Staatsangehörigkeitsbehörde, Standesamt etc.) oder 

 

1.2.5. sonstiger besonderer Schriftwechsel (z.B. Widerspruchsbeteiligten. öffentliche 

Zustellung von Schriftstücken oder Wahrnehmung persönlicher Rücksprachen 

etc.) 

 

 1.3. Hoher Verwaltungsaufwand 

 

  Familienname       1022,00 € 

  Vorname         255,00 € 

 

1.3.1 Zusammentreffen von mehr als zwei Gründen, die den mittleren 

Verwaltungsaufwand verursachen ( 1.2.1. – 1.2.5.) 

 

1.3.2 Je nach dem tatsächlichen Verwaltungsaufwand des Einzelfalles ist der 

Gebührensatz innerhalb des Gebührenrahmens nach pflichtgemäßem Ermessen 

zu ermitteln. 
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2. Abweichungen vom ermittelten Gebührensatz 

  

 2.1. Folgeanträge, die sich an ein bereits laufendes bzw. abgeschlossenes Verfahren 

  anschließen, ist die Regelgebühr niedriger anzusetzen, da ein grossteil der 

  Ermittlungen des ersten Verfahrens übernommen werden können. 

  

2.1.1. bei Anträgen auf Änderung des Ehenamens wird die Gebühr für den beteiligten 

Ehepartner auf ¼ der Regelgebühr festgesetzt; 

 

2.1.2. bei minderjährigen Kindern, auf die sich die Namensänderung erstreckt (§ 4 

NÄG) wird 1/4 der Regelgebühr festgesetzt;  

 

2.1.3. für beitretende volljährige Kinder soll die Gebühr 2/4 der Regelgebühr nicht 

überschreiten; 

 

2.1.4. bei sonstigen Folgeanträgen wird die Gebühr für jeden Gebührenschuldner auf 

¼ der Regelgebühr festgesetzt. 

 

 

3. Gebührenermäßigung 

  Von den festzusetzenden Regelgebühren kann abgewichen werden, wenn es 

  nach Lage des Einzelfalls billig erscheint. Als Billigkeitsgrund kann  

  insbesondere ein für die Namensänderung stehendes öffentliches Interesse 

  angesehen werden. Aus Gründen eines besonderen öffentlichen Interesses 

  können folgende Ermäßigungen gewährt werden: 

 

 3.1. bei Familiennamensänderungen 

 

3.1.1. bei Scheidungshalbwaisen (50%) 

 

 3.1.2. bei Namensänderungen, die der Beseitigung schwer schreibbarer bzw.  

  aussprechbarer Namen abzielen (50%) 

 

3.1.3. bei Namensänderungen, die der Beseitigung lächerlich oder anstößig 

klingender Namen dienen (50%) 

 

3.1.4. bei Namensänderungen, die der Beseitigung von sehr langen oder besonders 

umständlichen Namen dienen (z.B. Beseitigung von Doppelnamen) (50%) 

 

3.1.5. bei Namensänderungen, die der Anpassung an deutsches Namensrecht dienen 

  (z.B. Eigennamen, sowie Wegfall des Zwischennamens/Vatersnamens) (50%) 

 

 3.2. bei Vor- und Familiennamensänderungen 

 

3.2.1. bei unrichtiger Namensführung, bei denen Behörden (wie z.B. Meldeämter, 

Standesamt etc.) nicht unwesentlich beteiligt waren (50 -100%) 

 

3.2.2. bei Pflegekindern (100%) 

 

 

4. Einkommensberücksichtigung 
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4.1. Von dem nach Punkt 1 – 3 ermittelten Gebührensatz kann auf Antrag des  

  Gebührenschuldeners eine Gebührenermäßigung gewährt werden, wenn es  

  seine wirtschaftlichen Verhältnisse erfordern (z.B. Sozialhilfeempfänger etc.) 

 

4.2. Übersteigt das berücksichtigungsfähige Einkommen des Antragstellers die 

 ihm zustehende Hilfe zum Lebensunterhalt o.ä. nicht, so ist eine Gebühr  im 

 allgemeinen nicht zu erheben. 

 

4.3. Das berücksichtigungsfähige Einkommen  setzt sich aus dem Gesamtbetrag der 

 für den Lebensunterhalt des Gebührenschuldners verfügbaren Mitteln  

 zusammen und ist 

 

4.3.1. bei alleinstehenden Gebührenschuldnern das monatliche Bruttoeinkommen, 

  vermindert um den Betrag etwaiger Unterhaltsverpflichtungen, bei volljährigen 

  Personen ohne Einkommen mit Unterhaltsberechtigung, die ihnen gewährten 

  Unterhaltsleistungen; 

 

4.3.2. bei Gebührenschuldnern, die in häuslicher Gemeinschaft mit 

unterhaltsberechtigten oder unterhaltspflichtigen Familienangehörigen leben, 

ihr Anteil am Familieneinkommen. Als Familieneinkommen gilt die Summe 

der monatlichen Einkünfte einschließlich Kindergeld vermindert um 

Unterhaltsbeiträge, die nachweislich an außerhalb des Haushalts lebende 

Unterhaltsberechtigte gezahlt werden. Der als Einkommen maßgebliche Anteil 

am Familieneinkommen wird ermittelt, indem das Familieneinkommen im 

Verhältnis   

  8 Teile für Ehegatten mit höherem Einkommen, 

  5 Teile für den anderen Ehegatten 

  3 Teile für jedes unterhaltsberechtigte Kind 

  aufgeteilt wird. 

   

4.3.3. bei Kindern, die den Namen des nicht leiblichen Vaters , aber Ehegatten, 

erhalten, der Betrag,, der sich aus dem für sie zu leistenden Unterhaltsbetrag 

des Vaters und ihrem Anteil am Familieneinkommen ( s. Pkt 4.3.2.) ergibt. Die 

Einkünfte des im Haushalt lebenden Ehegattens sind in diesem Fall nur  in 

halber Höhe in Ansatz zu bringen.  

 

 4.3.4. Ein Einkommensnachweis soll nur gefordert werden, wenn der Antragsteller 

  eine entsprechende Gebührenermäßigung beantragt. 

 

 

5. Gebühr bei Rücknahme und Ablehnung 

  

5.1. Bei Rücknahme eines Antrags beträgt die Gebühr ¼ der positiver Entscheidung 

 fällig gewesenen Gebühr, mindestens aber 25,00 €. 

 

5.2. Bei Ablehnung eines Antrages beträgt die Gebühr ½ der bei positiver  

 Entscheidung fällig gewesenen Gebühr, mindestens aber 50,00 €. 

 

 


